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Arbeitnehmerveranlagung 2023: 
Wie kann man Steuern sparen?
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Die Arbeitnehmerveranlagung für 2023 kann bereits beim 
Finanzamt eingereicht werden. Sollten Sie keine Veranlagung 
für 2023 einreichen und dennoch eine Steuergutschrift beste-
hen, so führt die Finanz unter bestimmten Voraussetzungen 
eine automatische (antragslose) Arbeitnehmerveranlagung 
durch. Dieser Artikel soll Ihnen einige Tipps geben, wie Sie als  
Arbeitnehmerin bzw. Arbeitnehmer Geld vom Finanzamt zu-
rückbekommen. Überprüfen Sie Ihre Zahlungen des Jahres 2023,  
ob die Ausgaben als Werbungskosten, Sonderausgaben oder 
außergewöhnliche Belastungen abgesetzt werden können. 

Zu den Werbungskosten zählen zum Beispiel Aus- und Fortbil-
dungskosten, aber auch Umschulungsmaßnahmen und Fahrt- 
und Reisekosten. Um hier einen Steuervorteil erzielen zu kön-
nen, sollten die Werbungskosten € 132,00 übersteigen, da 
ein Werbungskostenpauschale in dieser Höhe bei der laufen-
den Lohnverrechnung bereits berücksichtigt wird. Bestimmte 
Berufsgruppen können ein deutlich höheres Werbungskos-

tenpauschale geltend machen. Für Pendlerinnen und Pendler 
ist das Pendlerpauschale unter bestimmten Voraussetzungen 
absetzbar. 

Arbeitnehmer können unter anderem auch Ausgaben für die 
ergonomische Einrichtung ihres häuslichen Arbeitsplatzes 
außerhalb eines steuerlich zu berücksichtigenden Arbeits-
zimmers bis zu einem Betrag von € 300,00 pro Kalenderjahr 
ohne Anrechnung auf das Werbungskostenpauschale steu-
erlich geltend machen. Voraussetzung dafür ist, dass zumin-
dest 26 Tage im Jahr ausschließlich zu Hause (im Homeoffice) 
gearbeitet wurde. 

Wird beim steuerfreien Homeoffice-Pauschale durch den 
Arbeitgeber der Höchstbetrag von drei Euro pro Tag (max. 
100 Tage) nicht ausgeschöpft, kann der Arbeitnehmer Wer-
bungskosten (sog. Differenzwerbungskosten) in der entspre-
chenden Höhe ohne Anrechnung auf

Besondere Fristen 
 im Februar 

Nähere Informationen dazu  

finden Sie auf Seite 3
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Wie ist die neue Steuerbefreiung für die Tätigkeit 
von Freiwilligen geregelt?
Mit dem Gemeinnützigkeitsreformgesetz 2023 wurde ab 
2024 eine ausdrückliche gesetzliche Regelung für Zahlun-
gen von gemeinnützigen Organisationen an ihre Freiwilligen 
geschaffen.

Einnahmen aus einer ehrenamtlichen Tätigkeit bis zu € 30,00 
Euro pro Kalendertag, höchstens aber € 1.000,00 im Kalen-
derjahr (kleines Freiwilligenpauschale), sind unter folgenden 
Voraussetzungen steuerfrei:

 • der ehrenamtlich Tätige erbringt eine freiwillige Leistung für 
eine Körperschaft, die die Voraussetzungen der §§ 34 bis 47 
der Bundesabgabenordnung (BAO) erfüllt (die Tätigkeit 
muss für den ideellen Bereich und für bestimmte Geschäfts-
betriebe erfolgen),

 • der ehrenamtlich Tätige erhält von dieser Körperschaft oder 
einer mit ihr verbundenen Körperschaft keine (im Sportbe-
reich) steuerfreien pauschalen Reiseaufwandsentschädigun-
gen und 

 • der ehrenamtlich Tätige bezieht keine Einkünfte (selbstän-
dige Arbeit, gewerblich, nicht selbständig oder sonstige Ein-
künfte im Sinne des Einkommensteuergesetzes) von dieser 
Körperschaft oder einer mit ihr verbundenen Körperschaft 
für eine weitere Tätigkeit, die eine vergleichbare Ausbildung 
oder Qualifikation erfordert.

Abweichend von den Regelungen zum kleinen Freiwilligenpau-

schale beträgt das höchstmögliche Freiwilligenpauschale der 
bzw. des ehrenamtlich Tätigen € 50,00 pro Kalendertag, höchs-
tens aber € 3.000,00 im Kalenderjahr (großes Freiwilligen-
pauschale), für Tage, an denen sie/er Tätigkeiten ausübt, die  

 • mildtätigen Zwecken (§ 37 der BAO) dienen,

 • wegen bestimmter gemeinnütziger/mildtätiger Zwecke 
(z.  B. bestimmte Sozialdienste) von der Kommunalsteuer 
befreit sind,

 • der Hilfestellung in Katastrophenfällen (insbesondere Hoch-
wasser-, Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschäden) 
dienen oder

 • eine Funktion als Ausbildner oder Übungsleiter darstellen.

Werden in einem Kalenderjahr sowohl Tätigkeiten entspre-
chend dem kleinen als auch dem großen Freiwilligenpauschale 
ausgeübt, können insgesamt nicht mehr als € 3.000,00 im 
Kalenderjahr steuerfrei bezogen werden. Werden die Höchst-
grenzen überschritten, liegen insoweit sonstige Einkünfte im 
Sinne des EStG vor. 

Die Körperschaft hat über die Auszahlungen an ehrenamtlich 
Tätige Aufzeichnungen zu führen und hat unter bestimmten 
Voraussetzungen Daten der Auszahlungen für jeden ehren-
amtlich Tätigen bis Ende Februar des Folgejahres an das 
Finanzamt zu übermitteln. 
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das Werbungskostenpauschale gel-
tend machen (sofern kein steuerlich zu 
berücksichtigendes Arbeitszimmer vor-
liegt).

Als Sonderausgaben sind beispielsweise 
bestimmte Spenden, Steuerberatungs-
kosten, Kirchenbeiträge (bis € 400,00 
jährlich) und Nachkäufe von Pensions- 
versicherungsmonaten absetzbar. Be-
stimmte Sonderausgaben (z. B. Spen-
den und der Kirchenbeitrag) werden 
von den empfangenden Organisationen 
bereits direkt an die Finanz übermittelt. 

Auch Ausgaben für die thermisch-ener-
getische Sanierung von Gebäuden oder 
den Ersatz eines fossilen Heizungs- 
systems durch ein klimafreundliches  
Heizungssystem können unter bestimm-
ten Voraussetzungen in Form von Pau-
schalbeträgen als Sonderausgaben be-
rücksichtigt werden. 

Außergewöhnliche Belastungen sind 
nicht alltägliche Belastungen, die 
zwangsläufig entstehen. Hier ist auch 

oft ein einkommensabhängiger Selbst-
behalt zu berücksichtigen. Aber auch 
Katastrophenschäden, Krankheitskos-
ten und Pflegekosten können beispiels-
weise außergewöhnliche Belastungen 
sein. Bei einer Behinderung können 
unter anderem pauschale Freibeträge 
geltend gemacht werden. Auch Auf-
wendungen für eine Berufsausbildung 
eines Kindes außerhalb des Wohnortes 
können mit einem Pauschalbetrag als 
außergewöhnliche Belastung berück-
sichtigt werden.

Absetzbeträge kürzen die zu bezah-
lende Steuer. Beispiele für Absetzbe-
träge, die grundsätzlich bei der monat-
lichen Abrechnung bereits berücksich-
tigt werden, sind der Verkehrsabsetz- 
betrag für Arbeitnehmer oder der Pen-
sionistenabsetzbetrag für Pensionistin-
nen und Pensionisten.

Alleinverdienende / Alleinerziehende  
können unter bestimmten Vorausset-
zungen in der Arbeitnehmerveranla-
gung für das Jahr 2023 einen Absetz-

betrag in Höhe von € 520,00 pro Jahr, 
bei einem Kind (€ 704,00 bei zwei Kin-
dern, € 936,00 bei drei Kindern und für 
jedes weitere Kind € 232,00) geltend 
machen. Bei Unterhaltsleistungen kann 
ein Unterhaltsabsetzbetrag zustehen. 
Der Familienbonus Plus ist ein Absetz-
betrag in Höhe von € 166,68 pro Monat 
und Kind bis zu einem Alter von 18 Jah-
ren bei Anspruch auf Familienbeihilfe. 
Wird für volljährige Kinder die Familien-
beihilfe bezogen, so besteht Anspruch 
auf einen Absetzbetrag in Höhe von 
€ 54,18 pro Monat und Kind.

Auch für Arbeitnehmer, die keine Lohn-
steuer, sondern nur Sozialversiche-
rungsbeiträge bezahlen, kann es sinn-
voll sein, eine Veranlagung durchzufüh-
ren, da ein Teil der SV-Beiträge und auch 
der Alleinverdienerabsetzbetrag rücker-
stattet werden kann (Negativsteuer). 
Auch können Personen mit nur gerin-
gem oder keinem Einkommen unter 
bestimmten Voraussetzungen 2023 
einen Kindermehrbetrag von bis zu  
€ 550,00 pro Kind erhalten.  

Unser Team . Ihr Erfolg!
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Ausweitung der Spendenbegünstigung durch das 
Gemeinnützigkeitsreformgesetz
Am 14.12.2023 wurde vom National-
rat das „Gemeinnützigkeitsreformge-
setz 2023“ beschlossen, durch welches 
die Spendenabsetzbarkeit auf weitere 
begünstigte Einrichtungen ausgewei-
tet und das Verfahren zur Erlangung 
der steuerlichen Spendenbegünstigung 
deutlich vereinfacht werden sollen. Das 
Inkrafttreten erfolgte mit 1.1.2024.

Ausweitung der Begünstigung

Spenden können nur dann steuermin-
dernd als Betriebs- bzw. Sonderaus-
gabe abgesetzt werden, wenn diese 
explizit an eine im Gesetz ausdrücklich 

genannte Körperschaft (z. B. Universitä- 
ten, Museen, Feuerwehren etc.) oder an 
eine Empfängerin bzw. einen Empfänger 
(Körperschaft) geleistet werden, die/der  
einen begünstigten Zweck verfolgt, wel-
cher durch einen finanzamtlichen Spen-
denbegünstigungsbescheid nachgewie-
sen wird. Im Hinblick auf die nicht expli-
zit im Gesetz genannten Körperschaften 
wurde die Spendenabsetzbarkeit durch 
das Gemeinnützigkeitsreformgesetz im 
Umfang wesentlich erweitert. So gelten 
als begünstigte Zwecke nunmehr alle 
gemeinnützigen Zwecke gemäß § 35 
BAO, alle mildtätigen Zwecke gemäß  
§ 37 BAO sowie auch die Durchführung 

von wissenschaftlichen Forschungsauf-
gaben, die Entwicklung der Künste oder 
Lehraufgaben zur Erwachsenenbildung.

Vereinfachung des Meldeverfahrens

Im Hinblick auf die Beantragung eines 
Spendenbegünstigungsbescheids ge-
nügt es nunmehr, dass die Körper-
schaft die allgemeinen Voraussetzun-
gen gemeinnütziger / mildtätiger Kör-
perschaften erfüllt und seit mindestens 
12 Monaten (vormals 36 Monaten) dem 
begünstigten Zweck dient sowie inner-
halb der letzten zwei Jahre keine Verur-
teilung wegen einer gerichtlich strafba-
ren Handlung oder eines vorsätzlichen 
Finanzvergehens vorliegt. 

Anstatt der erforderlichen Wirtschafts-
prüferbestätigung ist die bescheidmä-
ßige Zuerkennung der Spendenbegüns-
tigung für kleinere Einrichtungen nun-
mehr mittels eines elektronischen For-
mulars zu beantragen, welches vom steu-
erlichen Vertreter via FinanzOnline an  
das Finanzamt Österreich zu übermit-
teln ist (Erstantrag). Nur in jenen Fällen,  
in denen eine gesetzliche oder satzungs-
mäßige Pflicht zur Abschlussprüfung vor- 
liegt, ist auch weiterhin eine jährliche Be- 
stätigung der Wirtschaftsprüferin bzw. 
des Wirtschaftsprüfers erforderlich. 

Bis Ende Februar sind unter anderem 
zusätzlich zu melden:
Unternehmerinnen und Unterneh-
mer müssen die Jahreslohnzettel ihrer 
Dienstnehmerinnen und Dienstneh-
mer aus dem Jahr 2023 in elektroni-
scher Form bis Ende Februar 2024 an 
das Finanzamt melden. 

Unternehmer müssen auch Zahlungen, 
die für bestimmte Leistungen (z. B. im 
Rahmen eines freien Dienstvertrages) 
außerhalb eines Dienstverhältnisses 
gezahlt werden, an das Finanzamt mel-
den. Die Zahlungen aus dem Jahr 2023 
müssen in elektronischer Form bis 
Ende Februar 2024 gemeldet werden. 
Unter bestimmten Voraussetzungen 
(z. B. Zahlungen an einen Leistungs-
erbringer von mehr als € 100.000,00 
pro Kalenderjahr) müssen Zahlun-
gen ins Ausland bis Ende Februar dem 

Finanzamt gemeldet werden, wenn 
die Zahlung für bestimmte Leistungen 
erfolgte, wie z. B. Leistungen, die nach 
dem Einkommensteuergesetz unter die 
Einkünfte aus selbstständiger Arbeit 
fallen und im Inland ausgeübt werden, 
bestimmte Vermittlungsleistungen, 
und kaufmännische oder technische 
Beratungen im Inland.

Bis Ende Februar sind die Schwerar-
beitsmeldungen für das Jahr 2023 
zu erstellen. Die Meldung muss dem 
zuständigen Krankenversicherungsträ-
ger grundsätzlich elektronisch mittels 
ELDA übermittelt werden. Bestimmte 
Beträge (z. B. Spenden, Kirchenbei-
träge) werden automatisch als Son-
derausgaben berücksichtigt, wenn die 
empfangenden Organisationen diese 
an das Finanzamt melden. Die Mel-
dung für 2023 hat durch die betroffe-

nen Organisationen bis Ende Februar 
2024 zu erfolgen.

Ein Verein muss für jeden Sportler, 
Schiedsrichter oder Sportbetreuer, 
dem er in 2023 für eine nichtselbstän-
dige Tätigkeit ausschließlich steuer- 
begünstigte pauschale Reiseauf-
wandsentschädigungen (§ 3 Abs. 1 Z 
16c EStG) ausbezahlt hat, diese dem 
Finanzamt bis Ende Februar 2024 
übermitteln.

Weiters ist im Februar besonders zu 
beachten: 
Der signierte Jahresbeleg der Regist-
rierkasse zum Jahresende 2023 ist ver-
pflichtend bis spätestens 15.2.2024 (lt. 
BMF-Info) zu überprüfen. Dies kann 
manuell mit der BMF-Belegcheck-App 
oder automatisiert durch Ihre Regist-
rierkasse durchgeführt werden. 

BESONDERE FRISTEN FÜR UNTERNEHMER IM FEBRUAR
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Eines der wichtigsten Ziele eines Unternehmens ist es, 
die Liquidität aufrechtzuerhalten. Wird ein Unterneh-
men zahlungsunfähig, so liegt ein Insolvenztatbestand 
vor. Um nicht von Liquiditätsengpässen überrascht zu 
werden, ist es ratsam, mittels eines Finanzplanes die Zah-
lungsströme eines Unternehmens zu erfassen und deren 
Auswirkung auf das Bankkonto zu planen.

Kurzfristige Finanzplanung ist dabei im Sinne einer Liqui-
ditätsvorschau auf Tages- oder Wochenbasis nur wenige 
Wochen in die Zukunft gerichtet. Dies ist besonders bei 
Unternehmen in der Krise erforderlich, die bereits nur 
sehr geringe liquide Mittel zur Verfügung haben. Ausge-
hend von einem Liquiditätsstatus (Stände der Bankkon-
ten) werden die kurzfristig zu erwartenden Aus- und Ein-
zahlungen geplant.

Eine mittelfristige Finanzplanung erstreckt sich oft über 
ein bis zwei Jahre und kann auch rollierend durchge- 
führt werden. Geplant wird auf Monats- bzw. eventuell 
auch auf Quartalsbasis und der Finanzplan wird oft aus 
den geplanten Budgetzahlen abgeleitet. So können früh-
zeitig mögliche Liquiditätsengpässe identifiziert werden 
und in Ruhe Gegenmaßnahmen, wie z. B. Gespräche mit 
der Bank oder Aufbringung von Eigenkapital, diskutiert 
werden.

Die langfristige Finanzplanung hat meist einen Planungs-
horizont von mehreren Jahren und wird aus einem lang-
fristigen Erfolgsplan abgeleitet. 

MIT FINANZPLANUNG  
LIQUIDITÄTSENGPÄSSE AUFDECKEN

Stand: 7.1.2024

Wie wurde der Zuschlag 
zum Dienstgeberbeitrag 
ab 2024 gesenkt?
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VERBRAUCHERPREISINDIZES
Monat Jahres-

inflation %
VPI 2020 
(2020=100)

VPI 2015 
(2015=100)

Dez. 2023   5,6 122,6 132,7

Nov. 2023   5,3 122,1 132,1

Oktober 2023   5,4 121,8 131,8

Alle Dienstgeberinnen und Dienstgeber, die im Bundesgebiet 
Dienstnehmerinnen und Dienstnehmer beschäftigen, haben 
grundsätzlich einen Dienstgeberbeitrag zum Familienlasten-
ausgleichsfonds (DB) zu leisten. Mitglieder der Kammer der 
gewerblichen Wirtschaft haben neben dem DB auch einen 
Zuschlag (DZ) abzuführen. Es handelt sich beim DZ um eine 
Kammerumlage der Wirtschaftskammer.

DB und DZ werden von der Summe der Arbeitslöhne, die in 
einem Kalendermonat an die Dienstnehmer gewährt werden, 
berechnet. Die Höhe des DB ist bundesweit gleich und beträgt 
grundsätzlich 3,9 % der monatlichen Bruttolohnsumme. Ab 
dem Kalenderjahr 2025 beträgt der DB 3,7 % und auch in den 
Jahren 2023 und 2024 beträgt der Beitrag 3,7 %, wenn dies in 
bestimmten lohngestaltenden Vorschriften so festgelegt ist.

Die Höhe des DZ ist in den Bundesländern unterschiedlich. Die 
Prozentsätze haben sich für 2024 wie folgt reduziert:

 2024               2023
Burgenland 0,40 %            0,42 %
Kärnten 0,37 %            0,39 %
Niederösterreich 0,35 %            0,38 %
Oberösterreich 0,32 %            0,34 %
Salzburg 0,36 %            0,39 %
Steiermark 0,34 %            0,36 %
Tirol 0,39 %            0,41 %
Vorarlberg 0,33 %            0,37 %
Wien 0,36 %            0,38 %

Für DB/DZ/Kommunalsteuer gilt: Ist die Bemessungsgrund-
lage in einem Kalendermonat nicht höher als € 1.460,00, ver-
ringert sie sich um € 1.095,00. 
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Fälligkeitsdatum 15. Februar 2024

USt, NoVA, WerbeAbg  für Dezember 2023 

L, DB, DZ, ÖGK, KommSt für Jänner 2024
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